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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Klimapolitik

Vom 2. bis 15. Dezember 2019 fand in Madrid die 25. UN-Klimakonferenz (COP25) statt.
Ursprünglich war Chile als Gastgeber vorgesehen, aufgrund sozialer Proteste in Chile
wurde die Konferenz kurzfristig nach Madrid verlegt. An der UN-Klimakonferenz
standen drei Themen im Vordergrund. Zum einen sollten Regeln für Marktmechanismen
beschlossen werden, welche unter anderem Doppelzählungen bei im Ausland erzielten
Emissionsverminderungen ausschliessen sollten. Den teilnehmenden Staaten gelang es
jedoch nicht, sich auf solche Regeln zu einigen. Der Verhandlungstext wurde von einer
kleinen Gruppe von Schwellenländern abgelehnt. Die Arbeiten an diesen Regeln sollen
nächstes Jahr weitergeführt werden. Die Schweiz bedauerte den Entscheid und
verpflichtete sich gemeinsam mit anderen ambitionierten Partnerländern im Rahmen
der «San José Prinzipien für hohe Ambition und Integrität», robuste Regeln für den
Handel mit Emissionszertifikaten anzuwenden, bis eine Einigung im Rahmen einer
zukünftigen UN-Klimakonferenz gefunden wird. Zum anderen stand ein Mechanismus
im Zentrum, welcher den Umgang mit klimawandelbedingten Schäden und Verlusten
regeln soll. Die Vertragsparteien einigten sich darauf, diesen Mechanismus zu stärken.
Er soll den Wissens- und Erfahrungsaustausch unter den Ländern zur Verhütung solcher
Schäden und Verluste (z.B. Ernteausfälle in Folge von Dürren) verbessern. Schliesslich
ging es auch bereits um die Zusicherung höherer Emissionsreduktionsziele durch die
einzelnen Staaten, obwohl die Reduktionsziele gemäss Pariser Klimaabkommen alle fünf
Jahre – also erstmals im Jahr 2020 – verschärft werden sollten. Im Madrid war erwartet
worden, dass erste Staaten bereits ambitioniertere Ziele zumindest in Aussicht stellen
würden; dies war jedoch nicht der Fall.
Die Medien waren sich in ihrer Berichterstattung einig, dass die Resultate der
Konferenz enttäuschend seien. Es wurde erläutert, dass das Pariser Klimaabkommen im
Hinblick auf die nun anstehende Klärung der Detailfragen eine leichte Übung gewesen
sei und «der Geist von Paris» verflogen sei. Die Weltgemeinschaft habe jedoch eine
gewisse Stärke bewiesen, indem sie eine Schwächung des Pariser Klimaabkommens
durch kontraproduktive Beschlüsse verhindert habe. Die Medien werteten die neusten
Rufe nach mehr Emissionsreduktionen im Inland als Folge des schwachen Ergebnisses
der Madrider Klimakonferenz; einige Zeitungen prognostizierten bereits eine Erhöhung
des Inland-Reduktionsziels durch den neu zusammengesetzten Nationalrat. Auch
Bundesrätin Simonetta Sommaruga und der führende Klimawissenschaftler Reto Knutti
sprachen sich bereits dafür aus. 1

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 02.12.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER

Im November 2021 fand die 26. UNO-Klimakonferenz (COP26) in Glasgow statt. An
dieser Konferenz ging es allen voran darum, die Regeln, die für die Erreichung der
Klimaziele von Paris notwendig sind, zu finalisieren. Die Schweizer Delegation zeigte
sich nur bedingt zufrieden mit dem Ergebnis der Konferenz. So konnte zwar
festgehalten werden, dass eine doppelte Zählung von Emissionsverminderungen nicht
erlaubt ist. Dies bedeutet, dass eine Emissionsreduktion nur einmal geltend gemacht
werden darf. An der Konferenz wurden die Staaten auch dazu angehalten, bis Ende
2022 ihre Klimaziele für die Zeit bis 2030 weiter zu verstärken. Die Staaten konnten
sich zudem darauf einigen, wie die Berichterstattung über die
Emissionsverminderungen geregelt wird. Es wird nun Ländern, die diesbezüglich über
wenig Kapazitäten verfügen, erlaubt, weniger umfassend über ihre Reduktionen zu
berichten. Ein wichtiges Thema stellte auch die Anpassung an den Klimawandel dar: Um
die Folgen des Klimawandels – beispielsweise in der Form von Überschwemmungen
oder Dürren – abzufedern, sollen die ärmeren Staaten stärker unterstützt werden. Die
Industriestaaten wurden angehalten, ihre Finanzhilfen bis 2025 zu verdoppeln; für das
Jahr 2025 würde damit eine Summe von USD 40 Mrd. bereitstehen.
Aus Sicht der Schweizer Delegation kam es jedoch auch zu einem grossen Dämpfer.
Indien und China verhinderten nämlich, dass die rasche Umsetzung des Ausstiegs aus
der Kohle sowie die Beendung der Subventionen für fossile Energieträger in der
Schlusserklärung der Konferenz als Ziele festgeschrieben wurden. In der
verabschiedeten Formulierung war daher nur noch vom schrittweisen Abbau der
Nutzung von Kohle die Rede. Umweltministerin Simonetta Sommaruga zeigte sich aber
zuversichtlich, dass die Märkte erkennen werden, dass Investitionen in fossile Energien

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 14.11.2021
BERNADETTE FLÜCKIGER
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nicht zukunftsfähig seien. In der Presse äusserten sich auch Vertreterinnen und
Vertreter der Zivilgesellschaft sowie aus der Forschung zum Ergebnis der Konferenz.
Reto Knutti, Klimawissenschaftler an der ETHZ, kritisierte, dass die
Staatengemeinschaft inklusive der Schweiz nur vage Pläne habe, wie sie die gesetzten
Emissionsreduktionsziele erreichen wolle. Was es jetzt brauche, seien fixe Regeln; es
sei nun klar geworden, dass es bei Weitem nicht genüge, auf Eigenverantwortung zu
setzen. Auch Patrick Hofstetter vom WWF hielt fest, dass die Diskrepanz zwischen den
Reduktionszielen und dem tatsächlich Erreichten nach wie vor sehr gross sei. 2

1) Medienmitteilung BAFU vom 15.12.19; TA, 2.12.19; WoZ, 5.12.19; TA, 7.12.19; SoZ, 8.12.19; LT, 11.12.19; WW, 12.12.19; LT, 13.12.19;
TA, 14.12.19; CdT, TA, 16.12.19; AZ, 17.12.19
2) Medienmitteilung BAFU vom 14.11.21; Blick, 4.11.21; 24H, TA, 6.11.21; So-Bli, 7.11.21; TA, 9.11.21; NZZ, TA, WOZ, 11.11.21; 24H, AZ,
NZZ, TA, 12.11.21; AZ, 13.11.21; So-Bli, SoZ, 14.11.21; 24H, AZ, LT, Lib, NZZ, TA, 15.11.21; AZ, 16.11.21; LT, 17.11.21
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